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Vorwort zur Reihe 

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid sind Elemente der unmittelbaren 
bzw. direkten Demokratie. 

Im Gegensatz zu den unmittelbaren Wahlen, bei denen das personelle 
Moment überwiegt, steht bei unmittelbaren Abstimmungen - wie bei Bür-
gerentscheiden - die Sachentscheidung im Vordergrund. 

Seit Anfang bzw. Mitte der 90er Jahre haben Bürgerbegehren und Bür-
gerentscheid in der kommunalen Praxis der Bundesrepublik Deutschland 
eine enorme Bedeutung für die Entwicklung in den Kommunen erhalten.1 

Dies ist nicht verwunderlich, da sich der Normenbestand in den Kom-
munalverfassungen der Bundesländer sehr verändert hat. Folge dieser 
Entwicklung war bzw. ist die gestiegene Anzahl angestrebter, initiierter 
und durchgeführter Bürgerbegehren und Bürgerentscheide. 

Das Deutsche Institut für Sachunmittelbare Demokratie an der Techni-
schen Universität Dresden (DISUD an der TUD)2 betreibt eine Daten-
sammlung und trägt immer umfangreichere Daten zu Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheiden in einem Archiv zusammen. Diese werden ergänzt 
durch eine Sammlung von Urteilen deutscher Gerichte zur Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheiden. Zwar wird eine umfangreiche und möglichst 
vollständige Erfassung der Bürgerbegehren angestrebt, zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt ist eine vollständige Darstellung aber noch nicht möglich. 

Dieser unbefriedigende Befund und die Tatsache, dass dennoch bereits 
Material in enormem Umfang bereit steht, war Motivation genug, jungen 
Wissenschaftlern die Darstellung von Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheiden anzuvertrauen, die in einem bestimmten regionalen Raum erör-
tert, begonnen und bzw. oder durchgeführt wurden. 

Mit den „Dresdner Schriften zum Bürgerentscheid“ (DSB) werden die-
se Darstellungen der breiteren Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. 

Es kann nicht der Anspruch dieser Reihe sein, sämtliche Bürgerbegeh-
ren darzustellen. Man wird sich auf Gemeinden mit mehreren durchge-
führten Bürgerbegehren konzentrieren müssen. 

Ebenso wenig werden Anforderungen, wie sie an die Schriftenreihe des 
Instituts, die „Studien zur Sachunmittelbaren Demokratie“ (StSD), gestellt 
____________________ 

1 Vgl. dazu Neumann, in: Hdb.d.komm.WuP, S. 253 ff. 
2  Http://www.disud.de. 



Vorwort zur Reihe 

 6 

werden, erfüllt werden können, da dort regelmäßig Habilitationsschriften, 
besonders ausgezeichnete Dissertationsschriften bzw. Forschungsarbeiten 
oder Tagungsbände des Instituts veröffentlicht werden. So liegt der 
Schwerpunkt auf der Darstellung der durchgeführten bzw. begonnenen 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide in Städten und Gemeinden, die be-
reits mehrfach diese Rechtsinstitute praktiziert haben. 

Dennoch vermittelt die neue Reihe dem der jeweiligen Region verbun-
denen Leser einen Eindruck über die örtlichen Initiativen und es darf jeder 
Band der Schriftenreihe durchaus auch den Geschichtsschreibern und ört-
lichen historischen Vereinen in den jeweiligen Kommunen als ergänzende 
Dokumentation dienen. 

Mittelbar wird man die Nutzung der Instrumente Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid aufgrund der vorgelegten Dokumentationen vergleichen 
können. So wird das oben skizzierte Defizit zwar nicht beseitigt, aber Ein-
drücke über die Praxis in den Kommunen der Bundesrepublik lassen sich 
gewinnen. Zumindest werden die örtlichen Konflikte und Fragestellungen 
bei Durchsicht der Schriften wieder lebendig und mögen den geneigten - 
vor allem aber den ortskundigen - Lesern in der Rücksicht eine Einschät-
zung erlauben, ob die getroffenen bzw. nicht getroffenen Entscheidungen 
für die Kommune fruchtbringend waren oder nicht. 

Unser Dank gilt insoweit auch der Nomos-Verlagsgesellschaft, die die-
ses Konzept mit trägt und nunmehr eine zweite Schriftenreihe in Zusam-
menarbeit mit dem Deutschen Institut für Sachunmittelbare Demokratie an 
der Technischen Universität Dresden (DISUD an der TUD) veröffentlicht. 

 
... 
 
Dresden, im Februar 2018   Dr. Peter Neumann 

      Institutsdirektor	
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